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(In Anwendung von Titel VI des Vertrags über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

RECHTSAKT DES RATES

vom 30. November 2000

aufgrund von Artikel 43 Absatz 1 des Übereinkommens über die Errichtung eines Europäischen
Polizeiamts (Europol-Übereinkommen) zur Erstellung eines Protokolls zur Änderung von

Artikel 2 und des Anhangs des Übereinkommens

(2000/C 358/01)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf das Übereinkommen über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts (1), insbesondere auf
Artikel 43 Absatz 1,

auf Initiative Portugals (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

nach Stellungnahme des Verwaltungsrats von Europol,

IN DER ERWÄGUNG, dass der Europäische Rat auf seiner Tagung in Tampere den Rat ersucht hat, die
Zuständigkeit von Europol auf Geldwäsche im Allgemeinen zu erweitern, unabhängig davon, aus welcher
Art von Straftaten die gewaschenen Erträge stammen —

BESCHLIESST, dass ein Protokoll in der im Anhang enthaltenen Fassung zur Änderung des Übereinkom-
mens über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts erstellt ist, das heute von den Vertretern der
Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union unterzeichnet worden ist,

EMPFIEHLT den Mitgliedstaaten, das Protokoll gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften anzuneh-
men.

Geschehen zu Brüssel am 30. November 2000.

Im Namen des Rates

Die Präsidentin

M. LEBRANCHU

(1) ABl. C 316 vom 27.11.1995, S. 2.
(2) ABl. C 200 vom 13.7.2000, S. 1.
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PROTOKOLL

erstellt aufgrund von Artikel 43 Absatz 1 des Übereinkommens über die Errichtung eines
Europäischen Polizeiamts (Europol-Übereinkommen) zur Änderung von Artikel 2 und des

Anhangs jenes Übereinkommens

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN dieses Protokolls und Vertragsparteien des Übereinkommens über die
Errichtung eines Europäischen Polizeiamts, die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind —

UNTER BEZUGNAHME auf den Rechtsakt des Rates der Europäischen Union vom 30. November 2000,

in der Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Es ist erforderlich, dass Europol wirksamere Instrumente zur Bekämpfung der Geldwäsche erhält,
damit dessen Möglichkeiten, die Mitgliedstaaten hierbei zu unterstützen, verbessert werden.

(2) Der Europäische Rat hat den Rat der Europäischen Union ersucht, die Zuständigkeit von Europol
auf Geldwäsche im Allgemeinen zu erweitern, unabhängig davon, aus welcher Art von Straftaten die
gewaschenen Erträge stammen —

HABEN SICH AUF DIE NACHSTEHENDEN BESTIMMUNGEN GEEINIGT:

Artikel 1 „Der Umstand, dass Europol nach Artikel 2 Absatz 2
beauftragt werden kann, sich mit einer der oben aufge-
führten Kriminalitätsformen zu befassen, impliziert au-
ßerdem, dass Europol auch für die damit in Zusammen-Das Europol-Übereinkommen wird wie folgt geändert:
hang stehenden Straftaten zuständig ist.“

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

Artikel 2
a) Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

(1) Dieses Protokoll bedarf der Annahme durch die Mit-
gliedstaaten nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfassungsrechtli-

„(2) Um die in Absatz 1 genannten Ziele schritt- chen Vorschriften.
weise zu erreichen, wird Europol zunächst bei
der Verhütung und der Bekämpfung des illegalen

(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem GeneralsekretärDrogenhandels, der Geldwäsche, des illegalen Han-
des Rates der Europäischen Union den Abschluss der Verfah-dels mit nuklearen und radioaktiven Substanzen, der
ren, die nach ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschrif-Schleuserkriminalität, des Menschenhandels und der
ten für die Annahme dieses Protokolls erforderlich sind.Kraftfahrzeugkriminalität tätig.“

(3) Dieses Protokoll tritt 90 Tage nach der Notifizierung
b) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: gemäß Absatz 2 durch den Mitgliedstaat, der am Tag der

Annahme des Rechtsakts über die Erstellung dieses Protokolls
durch den Rat Mitglied der Europäischen Union ist und diese

„(3) Die Zuständigkeit von Europol für eine be- Notifizierung als Letzter vornimmt, in Kraft.
stimmte Form der Kriminalität oder für spezifische
Ausprägungen einer Kriminalitätsform umfasst die
damit in Zusammenhang stehenden Straftaten. Sie
erstreckt sich jedoch nicht auf Vortaten von Geldwä- Artikel 3
sche, bei denen es sich um Formen der Kriminalität
handelt, die nach Absatz 2 nicht in die Zuständigkeit

(1) Dieses Protokoll steht allen Staaten, die Mitglied dervon Europol fallen.“
Europäischen Union werden, zum Beitritt offen, wenn dieses
zum Zeitpunkt der Hinterlegung der Beitrittsurkunden zum
Europol-Übereinkommen nach Artikel 46 des Europol-Über-2. Der Anhang wird wie folgt geändert: einkommens noch nicht in Kraft getreten ist.

(2) Die Beitrittsurkunden zu diesem Protokoll werdenDer mit „Der Umstand, dass Europol nach Artikel 2
Absatz 2 beauftragt werden kann ...“ beginnende Absatz gleichzeitig mit den Beitrittsurkunden zum Europol-Überein-

kommen gemäß dessen Artikel 46 hinterlegt.erhält folgende Fassung:
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(3) Der vom Rat der Europäischen Union erstellte Wortlaut kunde gemäß Artikel 2 hinterlegt wurde, so tritt der Mitglied-
staat, der ihm beitritt, dem Europol-Übereinkommen nachdieses Protokolls in der Sprache des beitretenden Staates ist

verbindlich. Artikel 46 des Europol-Übereinkommens in der gemäß diesem
Protokoll geänderten Fassung bei.

(4) Dieses Protokoll tritt für jeden Mitgliedstaat, der ihm
beitritt, am Tag des Inkrafttretens dieses Protokolls gemäß Artikel 4Artikel 2 Absatz 3 in Kraft, wenn dieses bei Ablauf des
Zeitraums nach Artikel 46 Absatz 4 des Europol-Übereinkom- (1) Verwahrer dieses Protokolls ist der Generalsekretär des
mens noch nicht in Kraft getreten ist. Rates der Europäischen Union.

(2) Der Verwahrer veröffentlicht im Amtsblatt den Stand(5) Tritt dieses Protokoll nach Artikel 2 Absatz 3 in Kraft,
bevor der Zeitraum gemäß Artikel 46 Absatz 4 des Europol- der Annahmen und Beitritte sowie alle sonstigen Notifizierun-

gen im Zusammenhang mit diesem Protokoll.Übereinkommens abgelaufen ist, aber nachdem die Beitrittsur-

Hecho en Bruselas, el treinta de noviembre del año dos mil.

Udfærdiget i Bruxelles, den tredivte november to tusind.

Geschehen zu Brüssel am dreißigsten November zweitausend.

'Εγινε στις Βρυξέλλες, στις τριάντα Νοεµβρίου δύο χιλιάδες.

Done at Brussels on the thirtieth day of November in the year two thousand.

Fait à Bruxelles, le trente novembre deux mille.

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, an trı́ochadú lá de Shamhain sa bhliain dhá mhı́le.

Fatto a Bruxelles, addı̀ trenta novembre duemila.

Gedaan te Brussel, de dertigste november tweeduizend.

Feito em Bruxelas, em trinta de Novembro de dois mil.

Tehty Brysselissä kolmantenakymmenentenä päivänä marraskuuta vuonna kaksituhatta.

Som skedde i Bryssel den trettionde november tjugohundra.
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Pour le gouvernement du Royaume de Belgique
Voor de regering van het Koninkrijk België
Für die Regierung des Königreichs Belgien

For regeringen for Kongeriget Danmark

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Για την κυβέρνηση της Ελληνικής ∆ηµοκρατίας

Por el Gobierno del Reino de España
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Pour le gouvernement de la République française

Thar ceann Rialtas na hÉireann

For the Government of Ireland

Per il governo della Repubblica italiana

Pour le gouvernement du Grand-Duché de Luxembourg

Voor de regering van het Koninkrijk der Nederlanden
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Für die Regierung der Republik Österreich

Pelo Governo da República Portuguesa

Suomen hallituksen puolesta

På finska regeringens vägnar

På svenska regeringens vägnar

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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Vom Rat der Europäischen Union bei der Annahme des Rechtsakts des Rates aufgrund von
Artikel 43 Absatz 1 des Übereinkommens über die Errichtung eines Europäischen Polizeiamts
(Europol-Übereinkommen) zur Erstellung eines Protokolls zur Änderung von Artikel 2 und des

Anhangs des Übereinkommens angenommene Erklärung

Im Hinblick auf die Schlussfolgerungen 55 und 56 des Europäischen Rates (Tampere) kommt der Rat
überein, die Begriffsbestimmung für Geldwäsche im Anhang des Europol-Übereinkommens im Lichte der
Auswirkungen der im Rat geführten Beratungen über die Geldwäsche-Richtlinie und den Rahmenbeschluss
zu prüfen.
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